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Dıie Zwei-Reiche-Lehre 1St ökumenisch eıne Belastung. Satzes durch arl Barth: es bestehen kontessionel]l ditte-
Wenn schon innerhalb der evangelıschen Theologıe VO: Traditionen der „Relıgion“, denenzufolge der elı-
„Irrgarten der Zweireichelehre‘‘ (J] Heckel) die ede 1St, gionsbegriff gegenwärtig schwerlich Basıs ökumenischer
WwI1e soll sıch jemand, der ın dieser Tradition nıcht bewan- Verständigung seın kann: schließlich erwelst sıch die ‚„Re-
dert 1St, 1er zurechttinden? Schwierigkeiten bereıtet VOT lıg1on““ iın der evangelıschen Tradition als problematiısch
allem eın merkwürdiges Neben- un! Miteinander eines bezüglıch der Konkretion christlichen Glaubens ın der
gemäfß der Scheidung der Wel Reiche (bzw Regimente) Welt
weltlosen Glaubens un eınes Kırchenregiments des kan Nımmt INan diese Aspekte ZUSaINIMMNCN, dürtte dıe Skepsıs
desherren, WI1€e 65 spezifisch Warlr tür die „relıg1öse““ Gestalt die Verwendung des Religionsbegriffs sıch als ein-
christlichen Glaubens, dıie 1918 Ende ZInNg. Es bedeutet sıchtiger erweısen, als N zunächst für jeden den Anscheın
eın paradox anmutendes Neben- un! Miteinander eıner ats der in seıiner Tradition selbstverständlich VO  — Religion
Trennung UonNn Glaube UN Welr un eiıner gleichzeıtigen spricht.
Verschmelzung beider ın eiınem Staatskirchentum. Auft die Mıt der Skepsıs die Verwendung des Religionsbe-
Problematik dieser Konstellation hat Dietrich Bonhoetfter oriffs 1sSt weder eıne Lösung der Probleme behauptet och
nachhaltıg hingewıesen. eıne Tradıition als die ANSEMECSSCNCIC legitimıert. uch 1STt

nıcht ber jene eın Urteil getällt, die ZW al christliıch, aber
Eın Fundamentalproblem gegenwartiger Bemühungen nıcht kirchlich seın wollen. Hıer ging G die Überprü-
„Relıgion““ ISt; da{fß diese nıcht institutionalısiert und nıcht tung eiıner theologischen Konzeption der Religion 1mM 22
institutionalisierbar 1St Es g1bt keine Institution des hrı- tolge lıberaler Theologıe. uch diese Theologie sollte

unabhängıg VO  5 der Kırche als der Institution nıcht verurteılt werden. Es mufte aber ın rage gestellt
kırchlicher Religion. Hıerıin dürtfte eın Indız datür werden, dafß S1e gee1gnet sel,; die gegenwärtigen Probleme
hen se1ın, da{fß die Innerlichkeit der Religion eıne Abstrakt- lösen.
heit bedeutet, die keinen Realıtätsbezug mehr bei sıch hat Wıe wen1g diese Tradıtion unmıiıttelbar gee1gnet ISt, heu-

tıge Probleme lösen, zeıgt sıch ın der seıinerzeıt ZeN-

tralen Frage ach dem „Absolutheitsanspruch des hrı-
S geht um diıe onkrete Gestalt stentums‘‘. Be1 aller Reverenz VOT jenen, die sıch dieses

des aubens und der Nachfolge Problem gemüht haben, muß doch gESAaAQT werden, dafß VO

einem Anspruch auf Absolutheit des Christentums
Nehmen WIr diese Punkte och einmal Es gab ebensowen1g die ede seın annn WwW1e VO  z eiınem Herr-
eiıne erlebte Religion bıs iın die ersten Jahrzehnte dieses schaftsanspruch der Kırche. Es geht vielmehr das e1]
Jahrhunderts hıinein; die mıiıt ıhr verbundene Nıvel- (Gottes für alle Menschen, das ın Jesus Christus Wirklich-
lierung christlichen Glaubens ın der lıberalen Theologıe eıt geworden 1St, un damıt die konkrete Gestalt des
ertolgte eın Einspruch und der Versuch eınes An- Glaubens un! der Nachfolge. Ernst Feıl

Zeitbericht

Was vermogen diıe sowjetischen Bürgerrechtler?
Versuch eıner Zwischenbilanz der bisherigen Entwicklung
Dıie sowjetische Bürgerrechtsbewegung hat In breiteren tefie Ursula Möseneder DO Informationszentrum
ÄKreisen des estens erst durch dıe großen Namen Sacha- „„Glaube In der lt“ (Küsnacht heı Zürich) zeichnet
T00 UuN Solschenizyn auf sıch aufmerksam machen hön- diese Entwicklung nach un zıeht eInNeE vorläufige Bılanz.
nNe  S Ins allgemeine politische Bewußtsein gerückt ıst s$2e
Sar PYSE nach der KSZE-Konferenz V“O  x Helsink:z. Ihre Dıie Jüngere Geschié:hte des russıschen Volkes zeichnet
Wurzeln reichen indessen ın die frühe Ara Chruschtschew sıch hıs ZuUuTr: Machtergreitung der Kommunıisten durch
zurück. ESs begann ıIn Lliterarıschen Zirkeln, hıs dıe Iiterarı- ständıge Reform-, Revolutions- un! Umsturzversuche
sche Opposıtion nıcht ohne Artspiel auch den religiösen aus, begonnen mıiıt der Aufhebung der Leibeigenschaft der
Faktor sıch e1iner breiteren ewegung beı einstweiılen Bauern, dem Sturz Alexanders I: der Ermordung des
noch schwacher Resonanz ın der Arbeiterschaft AUSWEL- Idealisten Stolpin, dem Sturz des /aren Nikolaj un:
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schließlich der Oktoberrevolution. ach diesen Wırren gerechtfertigt zurück erstmals begann jemand, einen e1l-
un der Umkehr aller Werte kam der Wunsch ach Stabi- Standpunkt verteidigen. Zahlreiche inottizielle

lıterarısche, meıst VO  — Studenten redigierte Zeitschriftenlisierung. Stalins Herrschatt, welche die Konsolidierung
brachte, kam einem solchen Bedürtnis ach uhe un! entstanden. Die sowjetische Presse berichtete damals och
Ordnung Das olk W ar aufgerufen, seine ber diese „abtrünniıgen Lıteraten‘‘. Es kam direkten
Lebenskraft in den Dienst der Gesellschatt stel- Protestaktionen der Studenten, insbesondere iın Lenin-
len Dies kam dem Sendungsbewußtsein des russıschen orad, in der Folge 1m Jahre 956/57 4300 Studenten
Volkes un:! bestätigte dıe tührende Rolle ın der VO den Schulen relegiert wurden (vgl Cornelia Gersten-
Weltordnung. Schliefßlich halten Eiınschüchterungsme- meıer, Die Stimmen der Stimmen, 62)
thoden nach, da{fß das herrschende System nıcht ın rage Jle ıhre Forderungen tendierten auf eın ‚Zurück Zu

Marxısmus‘‘ hın An verschiedenen Universıitäten ent-gestellt wurde. So War Cc$ möglich, daß beinahe 50 Jahre
lang die Bürger ZW ar ständıg ıhre Pflichten und gesell- standen enn auch neomarxXıstische Zirkel. Die Reaktion
schaftliche Aufgabe 1m Arbeiterstaat gemahnt wurden, Je- der Parteitührung auf diese „antı-sowjetischen Aktivıtä-
doch erst die „Bürgerrechtsbewegung‘‘ der sechzıger ten  : das Verteilen der „anto-sowjetischen“‘ Briete un
Jahre wachsende Kreise auch ıhre Rechte eriınnern Flugblätter wurde damals och in der Presse erwähnt
vermochte. bewies, da{fß diese Parteiführung eben nıcht mehr den wah-

Ien Marxısmus-Leninismus vertirat

Anfänge Iıterarıscher Öpposition Im Maı 1957 versuchte Chruschtschew 1n eıner ede VOT
dem Zentralkomitee un! eiıner zweıten VOI Schritftstellern

Deses eCUGe Bewulßfßtsein tormierte sıch erstmals ach der die renıtenten Kulturschattenden WOZU auch die 1O11-

Entstalinisierung un! der damıt zusammenhängenden kontormen Maler, Biıldhauer, Komponıisten kamen auf
Desillusionierung, wobel sıch einzelne ach dem Persön- die offizielle, erlaubte Linıe zurückzudrängen. Waren 1U  —

lıchkeitsrecht auch ın eıner klassenlosen Gesellschaft die schriftlichen Ausdrucksmöglichkeiten wıeder be-
iragen begannen. War INan weıterhın bereıit, nıcht 1Ur die schränkt, begannen iın verschiedenen Regionen, VOT al-
Einschränkungen der außeren Lebensumstände iın auf lem jedoch iın Kasachstan, aber auch 1ın Tula, ıllegale Ra-
nehmen, sondern auch seıne Weltanschauung un Kultur diosender, 50 Sametir (Selbstäther), sıch 1ın die ott:ziellen
VO  - der Parteı diktieren lassen? egen das Prinzıp der Radioprogramme einzuschalten. Sıe tfunktionierten über
;„„VON oben befohlenen Literatur“‘ wandte sıch ZuUerst Ila Jahre hinweg. 963 wurde schließlich eın kas erlassen,
Ehrenburg 1mM Oktober des Jahres 1953, dessen Roman der tür die ungesetzliche Benutzung VO  = Rundtunksen-
‚„ Tauwetter“‘ 954 der nachfolgenden Periode den Namen dern Geldstrafen VO  - 50 Rubeln oder Hattstrafen bıs
gab Damals War eıne ZEWI1SSE Liberalisierung auf kulturel- Jahren Gefängnis vorsah. Den Lıteraten blieb och eıne
lem Gebiet seıtens Chruschtschews testzustellen, - einz1ge legale“‘ orm des Protestes die aufok-
durch C Hoffnungen geweckt wurden. Zahlreiche L1- troyıerte Meınung: das Schweıigen. Sıe blieben den
tér aten versuchten, der erstarrten Gesellschaft eın NCUCS, Schriftstellerkongressen tern Dıiese ‚,‚Front des Schwei-
lebendiges Gesıcht geben; seıtens der Parte1ı wurde hın- gens” markiert das Ende der Zweıten Tauwetterperiode.

jeder noch loyale un konstruktive Vorschlag als
Angrift aut Parte1ı und Politik ewertetl, wobeı der chrift-
stellerkongrefß VOoO 1954 der ersten Tauwetterperiode un! Kulturelle Emanzipation
damıt den ersten Regungen eıner Unabhängigkeıt mıt dem WeC unterdruckte Religiosität
Verdikt eın vorläufiges Ende SETZLE ‚„Dıie Literatur steht
ın mm Zusammenhang mi1t der Politik un! 1St VO  e} Dıie Verleihung des Nobelpreises an Borıs Pasternak
dieser abhängıig.“‘ wenn CT ıh 1958 auch zurückweisen ußte:— halt das
Neuer schöpterischer Drang und Lebenswille aber Selbstbewußtsein der Schrittsteller weıt zu stärken,; da{f
bereıts geweckt worden, doch mußflte die Hoffnung, dafß s1€e nıcht mehr bereit aIrch, iıhre CITUNSCHCNH „Freiheiten“
die Parte1 eınen „„‚menschlıchen und gerechten Sozıalıs- kampflos aufzugeben. Sıe begannen, ıhre Werke prıvat
mMus  b erreichen wolle und werde, angesichts der Ertah- verlegen: die ersien Samisdat-Publikationen, Manu-
Trungen der Vergangenheıt un:! der damalıgen gewaltsamen skrıpte, VO  e} Hand oder mıt der Schreibmaschine abge-
Niederschlagung des Ungarnaufstandes begraben werden. schrieben un vervielfältigt, wurden verbreıtet. Bald WUulLl-
Vertreter der geistigen Schicht suchten daher ach eiınem den sS$1e auch dem Westen übergeben; die ersten dıe
NCUCNH, eıgenen Weg und begannen, ach den Ursachen rel Nummern der „Syntaxıs““. Obwohl iıhr Inhalt weder
Iragen, die Terror un Personenkult geführt hatten. gesellschattskritisch och politisch Wal, muflßten s1e ıhr

Erscheinen einstellen, un der Redaktor, Alexander.Ginz-
Zahlreiche Literaten sahen eınen Grund 1M burokratısch burg, wurde einem Vorwand verurteılt. Hart wurde
geordneten Kollektiv Es erschıenen eıne Reıihe krı- u auch die Veranstalter der Künstlerlesungen auf
tischer Beıträge avantgardıstischer Schrittsteller. An den dem Majakowskij-Platz vOor  Cn In den Jahren
Schriftstellerkongressen wurden diese Ungetreuen sodann 1 a | wurden 1er auch unzensiıerte Werke gelesen,
ZUufr Selbstanklage aufgerufen. Sıe wıesen die Kritik als un:! wurde Ort darüber diskutiert. ach der relatıv
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milden Kulturpolitik Chruschtschews, der Männer Ww1e SCH, Pseudo-Prediger einzuschleusen, das Glaubensleben
Twardowskij] un! Solschenizyn ohl für seıne Ziele e1nN- totale Kontrolle bringen und die Christen VCI -

SPaNNCH wollte, wurde u eıne bein;he stalınıstische unsıchern. Die gesetzlich gewährleistete Glaubenstreiheit
Zensur wiedereingeführt. bedeutete bloße ‚„„Kultfreiheıit“‘. Gewisse Kırchen und

Kirchentührer wurden VO  — der Regierung als Aushänge-Dies tührte jedoch NUur eıner ıntensıveren Auseinander-
SETZUNG mMiıt der Realıität: die Zusammenkünfte sSOWIl1e die schilder un Sprachrohr der Außenpolitik benutzt. Eınıige,
Zeitschriften, wWw1e ‚„‚Phoenix‘“‘, „Sphinx““ USW., nahmen insbesondere die fundamentalıstisch gläubigen Chrısten,
nehmend polıtischen Charakter Mutige Werke WwW1e€e gründeten ‚‚Katakombenkirchen‘‘. egen der Koopera-
Alexander Solschenizyns Eın Tag 1mM Leben des Ivan tion mıt der Regierung traten die SOgENANNTLEN ‚„ Inıtiatıv-

ıkı““ VO Allunionsrat der Evangeliumschristen-Bapti-Denissowitsch‘‘ (1962) eröffneten CUuU«C Perspektiven.
Da die Antriebsfeder dieser hulturellen Emanzıpatıon die sten A4aUS un! gaben die Bıldung eıner eıgenen Kırche
Rückbesinnung einzelner auf die Menschenwürde WAar bekannt (vgl H  > August 1971, 378 {f.) 1a die Regierung

Inan mu{ hıer unwillkürlich Martın Luthers „„Von der dieser die Anerkennung versagte, wurden erst die beiden
Freiheıit eınes Christenmenschen‘‘ denken WAar es auch Leıter Krjutschkow un:! Wıns inhaftiert, spater weıtere
nıcht verwunderlich, daß die gewaltsam unterdrückte Re- Mitglieder.
ligi0sität wiıeder ZU Durchbruch gelangte. Hatte INan

In den sowjetischen Arbeitslagern kam s U DEaBegınn der nachrevolutionären Ara och Ressentiments
gegenüber der Kırche gehabt, da sS1€e miıt der Regierung 1mM den verhafteten Vertretern des kulturellen Dıssens un
Bündnıiıs gestanden hatte, stellte s1e NUu. eıne eue Alter- den Christen, deren ewegung Ja ebentalls Retormcha-
natıve dar Das galt ınsbesondere tür Denominatıonen rakter hatte, Diskussionen ber die Lebensbedingun-
WwI1e Baptisten, Pfingstler, Adventisten, Mennonıten, SCH dem SowjJetsystem, wobei zahlreiche Anders-

denkende, denen der Marxısmus keıine Lösung mehrwelche ın der Folge autblühten. Man sah auch, w1e die
Kırche Druck gESETIZT wurde: während den Jahren bieten konnte, die Antwort 1mM Chrıistentum tanden (Dıi-
59—1 wurden bekanntlıch 20 01910 Kırchen geschlos- miıtry Pospielowsky, 20 Jahre Dıssens iın der (Ost-
SCIHl un:! Geıistliche amtsenthoben un! ottmals 1N- CuFroDa Z Hıer entstand das Konzept der
haftiert. Dıies törderte zusätzlıch die Enttäuschung ber ralıschen Erneuerung des Menschen un! wurde die

Grundlage der demokratischen ewegung geschaften, de-die ‚‚marxıstısche Religion““.
Ten Leitmotive der Kampf für Gesetzlichkeit un Men-

Dıie Christen sahen sıch iın der Praxıs eıner doppelten Dis- schenwürde se1ın sollte. Das t+otale ıdeologische Vakuum
hatte den Boden datür vorbereıtet.kriminıerung ausSgeSsELZL: nıcht NUur hatten s1e, WwW1€e alle

deren Staatsbürger, dem Staate gegenüber eın Recht (das Das CUu«C Regıme Breschnew schlug gegenüber der
sozıialıstische Verständnis VO  - Menschenrechten ANCI - Reiormbewegung eıinen härteren Kurs eın Möglıicher-
kennt keine Persönlichkeitsrechte, diese sınd dem Kollek- weılse Chruschtschews Retormen och zuwen1g
*1V untergeordnet), sS1e wurden auch och als Bürger Z7WEIl- durchgreifend SCWESCH, erfolgreich zuseın, möglicher-
ter Klasse behandelt, da s$1€e sıch tür die atheistische weıse die Konzessionen weıt un die
Weltanschauung nıcht einzusetzen vermochten. In Schule eıt nıcht .reıf: der literarıschen Avantgarde wurde der

Kampf OSIBrodskij wurde 1M Februar 1964 alsund Berut S1€e benachteiligt, ın gewıssen Fällen WUu[LI-

den Kınder, die VO  - ıhren Eltern nıcht „„1M Geıiste der Er- Parasıt der Gesellschaft verurteıilt, weıl CT NUur Gediıchte
bauer des Kommunısmus‘‘ CIZOSCH wurden, IM- chrıeb, eıner gesellschaftlich nützlichen Tätigkeıit
inen un! in Heiıme gegeben, s1e die einZ1g richtige, nachzugehen. IDIE Lıteraten A. Sinjawsk1] un! J. Daniel
fortschrittliche und wissenschattliche, den Menschen be- wurden verhaftet, weıl sS1€e 65 gEeEWaRT hatten, dem Sozialı-

stischen Realısmus abzusagen, ıhre Werke eınemfreiende Erziehung genießen durften, w1e dies auch heute
noch der«Fall 1St Gerade die Christen besannen sıch auf Pseudonym 1M Ausland erscheınen lassen un! in Oorm
die ıhrem Verständnis ach VO Gott verliehene Men- VO  - Satıren Gesellschattskritik ben
schenwürde. FErstmals seıt der Revolution erkühnte sıch
jemand;, das gesetzlıch verankerte Recht beanspru-
chen. Literariısche und politische Oppö;ition
Am bekanntesten wurde die Eingabe der orthodoxen rucken
Priester Nikolaj Eschlimann un Teb Jakunin VO

15 Dezember 1965 den Obersten Sowjet SOWl1e der Ot- YSt jetzt wurde Aaus der Reiformbewegung eıne Oopposıt10-
tene Brief derselben Priester Patriarch Alext] VO nelle ewegung. Am Tag der sowjJetischen Verfassung,

dem Dezember 1965, demonstrierten Mitglieder der Ju-2 November 1965 och bereits VOTr diesen beiden Do-
kumenten hatten Z7Wel Baptısten, Gennadij Krjutschkow gendgruppe SMOG für die Freiheıit VOon Sinjawski) un!

Danıel. Mehrere Teilnehmer wurden verhattet. Parteı, Ar-und Georg1] Wıns, Aprıl 1965 eıne Petition
Breschnew abgefaßt (vgl GZW, Nr 2/76, 10) Denn die mMee un Staatssicherheitsdienst wurden mobilisıert eın
Lage ın den Gemeinden W ar ın der Tat mißlich: das Aaut- Beweıs, WwW1e€e alle 1mM Dienste der die Bürger e1IN-
chen Gläubige wurde nıcht NUur ‚VOMN oben‘‘ Druck QESETZL wurden. Mıt eıner Ergä4nzung ZU Strafrecht
SESECLIZL, sondern C655 W alr den sowJetischen Instanzen gelun- wollte iNna  S Demonstrationen verhindern, ındem eıne
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Strafe VO bıs Jahren Lagerhaft der Teilnahme Vertahren ıhn und Galanskow kam CS Protest-

Manıfestationen ausgesprochen werden konnte. Sın- kundgebungen VO  > 100 Wissenschaftlern. Erstmals suchte
jJawskı) un! Daniel wurden 12 Februar 1966 Jah InNnan Kontakte mMmaıt der ayestlichen Presse. Durch eınen
ren Konzentrationslager verurteılt. Hatte Ian deren (Ge: die Weltöffentlichkeit gerichteten Appell, welcher VO  3

sellschattskritik nıcht sehr NOININCN, wurden westlichen Rundtfunkstationen ausgestrahlt und auch ın
durch dieses Urteil breiteste Kreıse auf die tatsächliche der empfangen werden konnte, erhielt die SOowjet-
Lage autmerksam. bevölkerung VO  - diesem Prozeß Kenntnıis. Als Reaktion
Nıcht Nur relig1öse un! kulturelle Kreıse, auch Arbeiter darauf schlofß sıch die kulturelle und politische Opposıtion
gaben zunehmend ıhrem Unmut ber die herrschenden In der Samisdat-Publikation „„Chronik der
Mißstände Ausdruck. Die schwerfällige Bürokratıie, INan- laufenden Ereignisse“ werden se1lt 1968 Dokumente über
gelndes Interesse der Arbeiter ınfolge der Kollektivierung die Menschenrechtskämpter gesammelt. S1e erscheint auch
hatten auch auf wirtschattlichem Gebiet iıne Läiähmung ZUr Westen un! 1ST für ıhre gewissenhafte un:! objektive
Folge. Die ErSTarfie doktrinäre Ideologie vermochte aut Berichterstattung SOWIle bıbliographische Angaben be-
die ditterenzierten Probleme eiıner modernen Gesellschatt kannt.
miıt Wissensgebieten keine AÄAntwort geben. Dıiıe Die Schnelligkeit, mıiıt der die Intormationen erscheıinen,
‚„„linken Reformkräfte‘‘, welche dem Marxısmus seıine alßt auf Mitarbeıt DO  s Fachleuten in bedeutenden Posıti10-
Ausstrahlungskraft zurückzugeben vermocht hätten un! NenNn schließen. Damit WAre eıne der Bedingungen für eıne
die Protessionalıtät ördern könnten, sahen sıch bald ın erfolgreiche Retorm ertfüllt: einerseılts müßten dıe Bereıit-
eıne staatsbürgerliche Opposıtion gedrängt. Gerade sS1e schaft breiter Bevölkerungskreise ZUur Veränderung, ande-
stellten das Herrschaftssystem ın rage. Jede Modernisıie- rerseıts Reformwillige innerhalb der Führungsspitze VOI-

Tung wırd durch das Fehlen bürgerliıcher Rechte 11- handen selin.
möglıcht, welche ZW alr 1n der Verfassung verankert sınd, Konkrete Vorschläge für eine Demokratisierung legte An-
jedoch mit der Klause]l versehen sınd, dafß S1e den Gesell- drej Sacharov och 1mM Jahre 1968 mıt seinem Ö-
schaftsautbau nıcht storen dürten. Gesellschaftt wıederum Worte-Manıtest VO  Z Darauf tußten weıtere Dokumente
wiırd mıt Staat gleichgesetzt. iıne Detinıition der nteres- eıner Gruppe Intellektueller un! Arbeiter A4aUusSs Estland
SCH des Staates hingegen tehlt WI1€e dıe Vorschläge der Wissenschattler TurGıin, Sacharov
Protestaktionen seıtens der Arbeiter ın der rieten un! Medwedew VO 19. März 1970, deren Inhalt dem
VOT allem die Erhöhung der Lebensmittelpreise 1M Junı Memorandum der 75 tschechoslowakischen Wıssen-
1962 hervor. Demonstrationen un: Arbeiterstreiks WUu[L- schaftler VO Julı 1968 sehr Ühnlich WAal. Immer zahl-
den ausnahmslos blutig nıedergeschlagen, die Teilnehmer reichere Gelehrte, Naturwissenschaftler, Mathematiker
verloren ıhre Arbeitsstelle. Jeder möglichen Regung eıner stießen Begınn der sıebziger Jahre auf Widersprüche
natiıonalen Unabhängigkeıt wurde durch Breschnews 1n der Verfassung und ın deren Handhabung SOWIe auf die
Russifizierungskampagne entgegengewirkt. Dıiıe tührende Diskrepanz zwischen der Innen- un! der Außenpolitik
Rolle der in der Weltpolitik wurde anläfßlich der der Ihre Forderungen tendieren auf eın Mehrpar-
Invasıon der SSR bestätigt, damıit wurde auch klar, dafß teiensystem, Kompetenzbeschränkung des Staatssıcher-
eıne Veränderung des 5Systems, „eIn Soz1ialiısmus mıiıt heitsdienstes, eın Verfassungsgericht, das ber Recht und
menschlichem Antlıtz““ VO  - der SowjJetunıon ausgehen Unrecht der VO den Behörden getroffenen Mafßnahmen
mußlßte. Der härtere Kurs etwelche Cue Ideen War betinden MU: Dıie 50 ‚„‚Demokratische ewegung‘ VeI-
ın einem Beschlufß des Zentralkomitees begründet, wel- tolgt ZW ar auf gewaltloser un! gesetzlicher Grundlage eın
cher der „bürgerlichen Ideologie“‘ den Kampf ansagte. einheitliches Ziel treı seıne Weltanschauung vertretfen
Damıt wırd auch die Diskrepanz des bürgerlichen Men- dürten. Sıe sıch jedoch 4aUusSs Vertretern der verschıe-
schenrechtsverständnisses un: des sozıialıstischen Begriffes densten politischen Rıchtungen 10 (a Retormıi-
der Menschenrechte aufgedeckt. Aus der Sıcht der Kom- stisch-Sozıalen, Demokratisch-Liberalen, Konservatıv-
munıistischen Parte1ı 1sSt eın Menschenrechtsanliegen dasje- Klerikalen W1e€e auch Nationalen, die wicht?gstennıge, welches den Kampf der Arbeiter ZUI Aneignung der Gruppen NENNEN.

Produktionsmuittel fördert; Kampf Menschenrechte 1St uch in den Unionsrepubliken bildete sıch Opposıtion,
daher Klassenkampf (vgl Jırı Pelıkan un! Mantred Wıiılke iınsbesondere die gewaltsame Russifizierung. In e
‚‚Menschenrechte“‘ Eın Jahrbuch Usteuropa, beispielsweise erscheıint seıt 197972 die „„Chronik der

1200) Fın Mehrparteıienstaat, WwW1e 1es VO  — den Vertre- litauischen katholischen Kırche““, eıne Samisdat-Publika-
tern der bürgerlichen Rechte gefordert wird, würde Ja be- t1on, die auf Verletzungen der Religionsfreiheit un! Re-
reits der Dıiktatur des Proletarıats zuwiderlauten un:! 1STt pressalıen Gläubige autmerksam macht. Die Her-
deshalb den Staat un:! das olk gerichtet. ausgeber sınd — SOWeıt s$1e bekannt wurden

Jlangjährigen Hattstraten verurteiılt worden. Trotzdem C1-

ach 1968 häuften sıch 1U  - die Proteste, das illegale scheint die Untergrundpublikation weıter un! wiırd auch
Schritttum zeıgt eınen Prozefß der Gäarung un! eıne Annä- iın den Westen vermuittelt.
herung der kulturellen und der politischen Opposıtion
aut ach der estnahme Ginzburgs, der sıch für Sın- Es gelang SOSalI, öffentliche Einrichtungen schaften:
javskı) un! Danıiel einsetzte, und dem anschließenden Erstmals konnte eıne öffentliche Hiılfsorganisation für die
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Angehörıgen polıtischer Getangener gegründet werden: sıerung in Gang gESELIZIEN Denkprozefß und die durch dıe
Jahre 1974 stellte der ausgewlesene Alexander Solsche- verstärkte Kontrolle der Burger SOWIEe Mafnahmen

NIZYN dıe Mittel für diesen Fonds bereıt, der aut rein hu- die Kıirche verstärkte Opposıtion vorbereıtet. Insbeson-
manıtärer Grundlage den Famıilien der iınhaftierten An- ere die Unterzeichnung der ‚Charta löste Solıdarıi-
dersdenkenden finanzielle w1e auch rechtliche Hılfe tätskundgebungen seıtens der Inıtıanten der Bürgerinitia-

tıven der verschiedenen Länder Aaus. In den meıstengewährt. Dıies 1St notwendiger, als den Kırchen jede
karıtatıve Tätigkeıt verboten 1St und keine sowjetische Or- osteuropäischen Staaten kam CS ach der Unterzeichnung

der Schlußakte ZUuUr Gründung Ühnlicher Bürgerinitiativen.ganısatıon 65 könnte, diese Aufgabe überneh-
INCNH, denn die Not der Famılien 1ST eınes der wirksamsten Nur A4US Albanıen, das jedoch dıe Schlußakte nıcht Y-

Druckmiuttel der Regierung gegenüber den Dissiıdenten. zeichnet hatte, 1sSt nıchts bekannt. In Jugoslawien, Ungarn
TIrotz Inhaftierung, Verbannung, Ausweısung der Ver- und Bulgarıen blieben die Gruppen in den Anfängen stek-
walter des Fonds 1St CS den Behörden bisher nıcht gelun- ken

Einıige Erscheinungen sınd dabei CUu; iın Polen kam 65DCNH, ıh zerschlagen. Eingriffe anderer Art werden
nıcht ausbleiben (vgl. Informationsdienst GZWW Nr 17 erstmals ZuUur Solıdarısierung VO  —- Intellektuellen, Arbeıtern

12 F: 19) un! Studenten, waobei die Erhöhung der Lebensmiuttel-
preise als Vorwand und direkte Herausforderung diente.974 wurde VO' Fxekutivkomitee die sowjetıische Sektion

der Amnesty International anerkannt, deren Mitglieder en Gruppen kam die Sympathıe seıtens der katholischen
unausgesetzt Repressalıen unterworten werden. ıne öt- Kirchenleitung ach den März-Unruhen des
tentliche Gruppe Zur Überwachung des Mißbrauchs der Jahres 1968 un! der darauthın eingeführten politischen
Psychiatrıe befaßt sıch mıt dieser ‚„„schockierendsten Art Schulung konnte sıch der Studentenschatt eın Pro-
VO  _ Repressalıen“‘, Ww1e€e S1€e 1ın eıner Eingabe 1968 VO:  — test artikulieren, der durch die geschärfte politische Ur-
wjetischen Menschenrechtlern die Konterenz der K DPs teilskratt ın Gang ZESEIZL wurde, wobe1i I11an auch ber die
in Budapest angeprangert wurde. Seither haben zahlreiche eigenen Verhältnisse nachzudenken begann. 1976 wurden

der einzıgen katholischen Universıtät UOsteuropas, iınDokumente die Anwendung ‚„zwangsmedizinischer Be-
handlung‘‘ Andersdenkender bestätigt. Lublın, Flugblätter verteılt un! die Zensur aut kulturellem

Gebiet beanstandet. Es kam ZUur: Verhaftung VO  > Studen-
te  S ast ZUuTf gleichen eıt beteiligten sıch rund 40 Jugend-

Auswirkungen der Helsinki-Konferenz liche eiınem Studentenprotest 1n der Tschechoslowakeli.
Im Herbst 1977 wurde die polnische ‚„Demokratische Be-

Hatten alle diese einzelnen Inıtiatıven geze1gt, WwW1e€e der wegung“ mıt 116 Gründungsmitgliedern gebildet, die eıne
Wunsch ach bürgerlichen Rechten ın dem Moment, in eıgene Zeitschrift „Dıie Stimme *‘ (Gflos) herausgıbt. Die
dem eıne ZEWI1SSE Möglichkeıit gegeben Wal, auft den VeEI- Umbenennung des ‚„Komıitees ZUur Verteidigung der Ar-
schiedensten Gebieten artıkuliert wurde, W ar doch dıe beiter‘‘ in das ‚„„‚Komıiıtee ZUuUT sozlialpolitischen Selbstverte1-
Publikation der Helsinki-Schlußakte auslösender Faktor digung‘“‘ bringt den Willen ZuUurFrF Selbstbestimmung seınes

Schicksals ZUuU Ausdruck.tür die bisher breitangelegteste öffentliche Tätigkeıt der
Reiormbewegung. Erstmals wurde die Bevölkerung In Rumänıen erklärte sıch der Schrittsteller Paul Goma
assend über iıhre 1n der Verfassung des Landes, in der mıiıt den Unterzeichnern der „Charta 77:( solidarısch. Im
UNO-Menschenrechtsdeklaratiıon SOWIe ın internatıona- selben Monat wandte G: sıch Staatspräsıdent Ceau-
len Vereinbarungen verankerten Rechte orlentiert. Die Durch ausländische Radiosender wurden diese In-
Bürgerrechtler hatten eıne legale Grundlage, auf die S$1e ıtlatıven bekannt und ührten SpOntaner Solidarıtätsäu-
sıch stutzen konnten: zudem konnte, dank der Unterstut- Berung rumänıscher Bürger. Im Frühling 1977 schilderten
ZUNg des ’estens, eın moralıischer Druck ausgeübt sechs leitende Persönlichkeiten evangelıscher Freikirchen
werden. In erster Lıinıe wurden Forderungen ach Per- 1in einem 20seitigen Dokument die Lage der Gläubigen iın
sönlichkeitsschutz, Versammlungsireiheıit, freier Melı- Rumänıen.
nungsäußerung, treier Ausreıse, Informationszugang, Dıie Religionsfreiheit 1St für alle Bürgerrechtsinitiativen e1-
Gewissenstreiheit laut. Dıie KSZE-Nachfolgekonferenz in nNCcs der Hauptthemen, w as 1mM Hınblick auf eın treies
Belgrad bedeutete annn für die Mitglieder der Gruppen, Glaubensbekenntnis eıne UVO nıe dagewesene Chance
die sıch nach der Unterzeichnung der Helsinki-Schlußakte bedeutet. In der Praxıs allerdings hat sıch die Lage nıcht
ın Moskau SOWI1eEe 1n Armenıen, Georgien, der Ukraine und gebessert. Di1e Schwierigkeıiten, mıt denen sıch Christen
ın Litauen gebildet hatten, die Einhaltung der Prinzı- konfrontiert sehen, ührten in der dazu, da{fß Ver-

tretier der Evangeliumschristen-Baptisten, der Pfingstge-pıen in der überwachen, die einNZIYE, ınzwıschen
leider enttäuschte Chance. meınden, der katholischen Kırche Lıtauens, der Adventi-

sten un! der Russischen Orthodoxen Kırche gemeinsam
Z Junı 1976 eın ökumenisches Manıtest ZUuUfr Lage derDen Satellitenstaaten dienten die Gruppen als Vorbild;

W as in diesem totalıtärsten aller Länder möglıch Wal, Kırchen un:! Glaubensgemeinschaften in der VeI-

mufßte sıch doch den ımmerhiın och liberaleren taßten.
Verhältnissen ebenso realısıeren lassen. In der Tschecho- VDer orthodoxe Priester eb Jakunin, der Mönch Varso-
slowakeı: War der Boden durch den während der Liberali- nof1) Chajbulin SOWI1e der ale Vıktor Kapıitancuk gründe-
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ten 1m Dezember 1976 das „„Christliche Komiuiıtee ZUur Ver- Da die KSZE-Nachfolgekonferenz iın Belgrad ber oku-
teidigung der Rechte der Gläubigen“‘. Eın Jahr danach verfügt, welche Verletzungen VO  e Menschenrech-
wurde eines der Mitglieder geWAINLT, entweder die Tätıg- ten un! damıiıt der Vereinbarungen belegen, suchte INnan
eıt einzustellen der miıt einem Proze(ß rechnen mus- diese durch „Gegendokumente‘“‘ neutralıisıeren. Kırch-
SCIl (Informationsdienst GZWW Nr 18, u 12 FA 11) liche Würdenträger wurden VO  a} der amtlıchen Nachrich-
Dıiese Tätigkeıit, welche auch den Helsinki-Gruppen-Mit- tenagentur TASS interviewt un! bestätigten, da{fß iın der
gliedern ZUuUrF: ast gelegt wurde und ZUur Verhaftung oder SowjJetunıion Religionsfreiheit herrsche. Peinlich für die
Ausweısung tast aller Teilnehmer führte, besteht iın erster Sowjets 1St, daß den Regimekritikern eıne
Linıe 1mM ammeln VO Unterlagen ber Verletzungen der Reihe verdienter Kommunıisten sınd, zudem kommen alle
garantıerten Menschenrechte der Einschränkungen der aus der Biıldungsschicht. er Versuch, die Opposı-
Religionstreiheit. Die Dokumente werden den zuständı- tion durch Ausweısung der führenden Köpfte ZU Aus-
SCH tellen eingereicht 908101 hofft auf Echo be] der Regıe- bluten bringen, 1St den Astrophysıker Kronid
Tung, hat allerdings och nıe eıne Empfangsbestätigung Liubarskıj zıtieren Aaus dem Grunde nıcht wirkungs-
erhalten un! auch dem W esten übergeben. Dıie VO  —_ der voll, weıl die opposıtionelle ewegung eben nıcht
Moskauer Helsinki-Gruppe bıs Junı 1977 1im Westen VOI- aufgrund einıger wenıger Leute entstanden ISt; deren Ent-
liegenden Z Dokumente wurden VO' Schweıizer Instıtut fernung genugen würde, die Einstimmigkeıt wıieder-
‚„„Glaube ın der Welrtr‘“‘ Zusammenarbeit mıt dem Ku- herzustellen. Da alle Bürgerrechtsgruppen auf legaler Ba-
tratorıum tür Geistige Freiheıt, ebentfalls in der Schweıiz, S25 arbeıten, bjetet ıhre Liquidierung erhebliche Schwierig-

keiten. In erster Linıe suchte Inan mi1t a1administrativenund der ın Franktfurt Maın ansässıgen ‚„„Gesellschaft tür
Menschenrechte“‘‘ veröftentlicht. Inzwischen lıegt och Mafifßßhnahmen dem Phänomen beizukommen: N wurden
Dokument r.23 ber die Lage der Pfingstgemeinden Autenthaltsverbote, Reiseverbote erlassen, Verhaftungen
un! der Baptısten VO  B ohne Anklage VOTSCHOMIMNCH W as während mehrerer
Dıie zahlreichen Dokumente weısen auf die Diskre- Monate möglıch ISt; gleichzeıtig Diffamierungskampa-
Panz 7zwıschen der sowjetischen Gesetzgebung un:! den gNCH geSTaArTEL; die meısten Bürgerrechtler verlorenıhre be-
iınternatıonalen Konventionen ber die Menschenrechte rutlichen Stellungen. Einzelne versuchte man ZUr: oope-
hın Artıkel 126 der UdSSR-Verfassung beispielsweise ratıon mıt der Geheimpolizei oder ZUur Lossagung VO

verlangt, dafß die die ‚„‚leıtenden Kader aller Orga- iıhrer Tätıigkeıit bewegen. Als sıch keiner dem Druck
nısatlıonen, der Werktätigen, der Öftentlichkeit oder des beugte, ; schritt I1an Verhaftungen. Mıt besonderer
Staates‘‘ stellt. Niemand hat somıt das Recht, iırgendeine Härte ging INan die ukrainısche Bewegung VO  z

Diese Mafßnahmen sollen auf eınen iIm Politbüro un:! 1mMVereinigung außerhalb der staatlıchen, VO der kon-
trollierten Gewerkschatt gründen. Art 57 des (Gesetzes der gefaßten Beschluß zurückgehen, der
ber Ehe un:! Famılıie der (sowıe die entsprechen- Breschnew un! den linken Flügel durchgesetzt wurde un!
den Artikel der Unionsrepubliken) verpflichten die Eltern, eıne Endlösung der Dissidentenfrage vorsıeht. Dıie An-
ıhre Kınder Geiste des Moralkodex der Erbauer des dersdenkenden der sollen ausgewlesen, die Vertre-
Kommunısmus erziehen. Gläubige FEltern kommen da- ter der natıonalen ewegungen Aaus$s Lıtauen, der Ukraine
durch, WwWI1e bereıts testgestellt wurde, ımmer wıieder 1n us  z lıquidiert werden.
Konflikt mıiıt dem (;Jesetz. Die sowjJetische Führung zeıgt damaıit, dafß S1e sıch allein

für die Erörterung der KSZE-Thematik zuständıg hält,
dafß Inıtiatıven VO Bürgerrechtlern jeder Art, die der

ideologiemonopol Parte1ı vorbeı entstehen, als feindlich eingestuft werden
vorläufig NnIC zZzu brechen un! daß Außerungen des Natıionalbewußtseins als beson-

ders gefährlich betrachtet werden.
Als der inzwiıischen verabschiedete CuU«C Verfassungsent-
wurtf dem olk Z.uf1 Diskussion vorgelegt worden Wal, lıe- Das Ideologiemonopol wurde miıt der Proklamation des
en sıch Ansiätze freierer Meinungsäußerung beobachten. allgemeinen Volksstaates durch die 1m Oktober 1977 VeEeI -

Mehrere Korrekturen wurden Text vOrglNOMMCN; die abschiedete Neue Verfassung der SowJetunıion och
Chance, die Menschenrechtsdiskussion entkrampten, mentiert. Der Kommunistischen Parteı sınd 1U  - VO Ge-
hat die Führung leider nıcht wahrgenommen. Gegenüber SELzZES alle Machtmiuttel übertragen, wenn diese auch
ıhren Bürgern sucht die SowJetunion ıhr Vorgehen damıt Nur 15 der 250 Millionen Sowjetbürger, also eıne VeEI -

rechttertigen, dafß 1n erster Linıe der Schutz der Gesell- schwindende Mehrheit der Bevölkerung, vertreten
schaft garantıert werden soll (wobeı I1an Parteı lesen könnte. Anstatt aber zumiındest diese Aufgabe auszuüben,
mufß) [DDaraus folgernd, können NUuI jene Bürger, welche verwenden die der Spitze Stehenden alle Krätte darauf,
sıch tür diese Gesellschatt einsetzen, auch die Rechte be- ıhre Zugehörigkeıit ZUur!r Führungselite und die damıt VC1I-

anspruchen. Damıt stehen die Bürgerrechtler eigentlıch bundenen Privilegien verteidigen.
außerhalb des (Jesetzes. Dem Westen gegenüber weıst die 1 )as Prestige der Sowjetführung hat durch die Jüngste
Parteı der alle Forderungen dem InweIıls Menschenrechtskampagne nıcht NUur 1MmM westlichen hbür-
auf ıhr Recht auf „Nichteinmischung In innere Angele- gerlichen Block, sondern auch in den Kommunistischen
genheıten“‘ zurück. Parteıen Italıens, Spanıens, Jugoslawiens, Belgiens un:
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F?ankreichs gelitten, W as iın der Folge die Spannungen zelne ewegungen nıcht bewirken können, wenn s$1e sıch
7zwischen der und den 5SOR Eurokommunisten nıcht sıch und mıt Gruppilerungen anderer Ost-

lockländer koordinieren. Gewisse Ansiätze Bündnıiıs-verschärfte (vgl. Robert and ın ‚„„‚Current Abstracts‘‘, Ra-
dio Liberty, Nr 27284/7). sen sınd ımmerhın bereıts verzeichnen die Hältte der

Unterzeichner der ‚„Charta 77“ sınd Arbeiter, auch gab
CS Solidaritätskundgebungen anläßlıch ıhrer Unterzeıch-

näachste Generation Nung ın anderen Ländern. Eın mıiılıtärisches Vorgehen BG
konnte lıe Geduld verlieren SCH Satellitenstaaten ware erschwert, wWenn N sıch C

meınsame Aktionen mehrerer Länder handelte,
Zieht 111a Anfang 1978 Bılanz, annn 11an Z W ar esthal- mehr als eiıne solche internationale ewegung eınen Teil

der sowjetischen Bevölkerung ertassen könnte. Aus die-icn, dafß eiıne Anderung des Bewußtseins des estens hın-
sichtliıch der Menschenrechte eingetreten 1St och die SCI1M Grunde wird alles, W as eın Bündnıiıs 7zwiıischen Arbei-
ogen der durch Präsıdent (Carter ın Gang gESETIZICN tern un! Intellektuellen Öördern könnte (auch die elı-
ampagne gehen inzwischen nıcht mehr hoch dıe Men- 210N), art bekämpftt. ıne ZEW1SSE Aussıcht aut Erfolg hat
schenrechte sınd eınem Bestandteıl der bilateralen ohl 1Ur eıne gemäßigte, schrittweise, nıcht-organisierte
Beziehungen geworden. Die Belgrader KSZE-Nachfolge- Reformbewegung, welche VO  5 eiınem Teıl der Parteimit-
konferenz, der auch der Vatıkan sıch nachdrücklich für glieder akzeptiert wiıird iıne solchermaßen „etablierte‘‘
die Gewährleistung der Grundrechte einsetzte, scheıint für Opposıtion könnte die Massen, welche für sinnvolle Ver-
die nıcht mehr 11UIr Bedrohung se1n, nachdem anderungen empfänglich sınd, tühren. Der tschechische
Jımmy Carter ın seıner ede VO veErganNsSCHNCH Julı 1n Schrittsteller Jırı Pelikan sıeht Z7wel Rıchtungen eıner
Charleston die Beziehungen zwiıischen der USA un! möglıchen Retorm: eıne Liberalisierung, wobeı die Füh-
der SowjJetunion ın den Vordergrund rückte. Beobachter rung die eıt un! Art der Wandlung bestimmt, oder eıne
meınen, da{ß die Menschenrechte die gegenselitigen Bezıe- Demokratisierung, wobeı die Führung nıcht mehr die
hungen Nur ın jenen Punkten, ın denen bereıts Ditterenzen Macht at, das Erreichte rückgängıg machen („„Men-
vorhanden arcCh, belasteten — beispielsweise ın den schenrechte‘‘. FEın Jahrbuch UOsteuropa, i
SALT-Gesprächen auf jenen Gebieten, Ansätze ZUuUr

Zusammenarbeıt vorhanden Umweltschutz, Me- Bısher hat sıch jedenfalls gezelgt, da{fß die sowjetische Füh-
dızın, Kultur jedoch weıterhın Vertrage unterschrieben I1ung mıiıt der Menschenrechtsbewegung un! der Meı-
worden und möglıch seıen. nungsäußerung, W1e€e S1€e ın den Samisdat-Dokumenten

ZU Ausdruck kommt, nıcht fertig geworden 1St. Die Un-
Was INan VO der Belgrader KSZE-Nachfolgekonterenz tfahigkeit der Führung eıner konstruktiven Auseıiınman-
gegenwärtıg och kann, hängt davon ab, W1€e dersetzung, ıhr Ignorıeren der Forderungen der Men-
lange der Prozeß der Überprüfung der Vereinbarungen schenrechtsgruppen, der Eıinsatz VO  — Gewalt dies wirtt
aufrechterhalten wiırd hne wirtschafttliches Unterpfand eın NCUCS, ernsthafttes Problem aut Aufler dem gewaltsa-
bleiben die Versprechen den Menschenrechten aber ICN Umsturzversuch der Narodnıiıkı un! in einem theore-
reın verbal. Die Vertreter der Menschenrechtsbewegung tischen Fall verlieten sämtlıche Bürgerbewegungen 1Im SO-
erhoffen, daß c5 möglıch wiırd, ormale Kriıterien für die Er- wjetbereıich gewaltlos. Man MU: jedoch damıiıt rechnen,

da{fß die nächste Generatıon die Geduld tür eıne 15—-20)jäh-füllung der Verpflichtungen der Menschenrechte VeEeI-

einbaren un! überprüfbare Kriterien 1m Hınblick auf die rıge Opferbereitschaft nıcht mehr aufbringt und die For-
Verletzung der Staatsınteressen 1M Bereich der Menschen- derung ach einer gewaltsamen Lösung stellen wiırd. Zu
rechte autzustellen. YSt 1es wüurde ıhnen eın wirksames eınem Machtfaktor werden solche Inıtıatıven nıcht werden
Miıttel iın die and geben, iıhre Forderungen durchzu- können. W as jedoch radikale Gruppen ohne polıtische
setzen Einflußmöglichkeiten bedeuten, 1St den Konflikten iın

Palästina, Nordirland, Spanıen, Argentinıien, Südafrıka
AÄngesichts der latenten Unzufriedenheit der uUuSWw 1abzulesen. Wäiährend eıne offene Gesellschaft och
Bevölkerung der stellt sıch die rage, ob die Bur- eın ziemlich hohes Ma{l TLerrorısmus kann,
gerrechtsbewegung auch ın Zukuntft auf Gruppen Intel- bıs S$1e ın ihren Grundtesten erschüttert wiırd, ertragt eıine
lektueller beschränkt bleiben wırd Weder die ‚„‚Narod- geschlossene Gesellschatt solche Phänomene sowen12
nıkı“ der sıebziger Jahre des etzten Jahrhunderts och die WwW1e€e kämpterische Menschenrechtsbewegungen. Psycho-
heutigen Menschenrechtsgruppen kämpften Ja ıhre e1- logisch gesehen, tührt das Abwürgen VO  - Problemen, de-

Privilegien, sondern eizten sıch tür die Rechte der IenN Verdrängung, Z.U! Stau VO Energıen, welche plötz-
Arbeıter eın. Den Intellektuellen Warlr N auch och eher ıch losbrechen können. Wenn 1ın der Politik langfristig
möglıch, sıch eınen Freiheitsraum schaften, während eıne Auseinandersetzung aut rationaler Fbene ausbleıibt,
die Arbeıter eıner totalen Kontrolle unterstehen unı ıhnen wiırd unausweıichlich eıne solche auf ırratiıonaler FEbene
jede VersammlungsmöglichkeitZ ISt, sS1€e auch eıntreten. Die rage des lange erwarteten Dialogs könnte
keine unabhängigen Organısatıonen gründen können, daher plötzlich ZuUuUr lebenswichtigen rage werden.
kein Streikrecht besitzen un keıne Gewerkschaft bilden Ursula Möseneder
können. iıne W CSentliche Veränderungwerden jedoch ein-


